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BGH 1 StR 203/21 - Beschluss vom 26. Januar 2022 (LG Miinchen I)

Anhérungsriige.

§ 356a StPO

Entscheidungstenor

Die Anhérungsriige des Verurteilten vom 27. August 2021 gegen den Beschluss des Senats vom 12. August 2021
wird auf seine Kosten zuriickgewiesen.

Griinde

1. Der Senat hat die Revision des Verurteilten gegen das Urteil des Landgerichts Minchen | vom 5. Méarz 2021 mit
Beschluss vom 12. August 2021 auf entsprechenden Antrag des Generalbundesanwalts gemaR § 349 Abs. 2 StPO
verworfen.

Hiergegen hat der Verurteilte durch Schriftsatz seiner jetzigen Bevollmichtigten, Rechtsanwaéltin G., vom 27. August
2021, eingegangen am 28. August 2021, und mit eigenen Schreiben vom 27. August 2021, beim Bundesgerichtshof
eingegangen am 31. August 2021 und am 1. September 2021, Anhdrungsriige erhoben und beantragt, ihm
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewahren. Mit Schreiben vom 16., 22. und 23. September 2021 wurde das
Vorbringen ergénzt. Der Verurteilte macht mit seinen Schreiben im Kern geltend, der Senat habe sein rechtliches Gehér
verletzt, indem er sich nicht im Einzelnen mit dem Revisionsvorbringen auseinandergesetzt habe; insbesondere habe er
sich nicht mit der Revisionsbegriindung von Rechtsanwaltin G. befasst, die der Generalbundesanwalt in seiner
Antragsschrift mit Blick auf die 1 2 vorherige Entpflichtung dieser Rechtsanwéltin als Pflichtverteidigerin als unbeachtlich
erachtet habe.

2. Der Rechtsbehelf ist bereits unzulassig.

a) Der Zugang des Verwerfungsbeschlusses nach dem 20. August 2021 und damit die Wahrung der Wochenfrist des §
356a Satz 3 StPO ist nicht glaubhaft gemacht, obwohl sich der Verurteilte im Strafvollzug befindet, wo das Datum des
Posteingangs von der Justizvolizugsanstalt regelmdfig dokumentiert wird. Das Vorbringen zum Zugang des
Senatsbeschlusses vom 12. August 2021 ist im Ubrigen widerspriichlich, weil der Verurteilte einen Zugang am 26.
August 2021 behauptet, wahrend der Beschluss dem Verurteilten nach der Darstellung von Rechtsanwéltin G. am 23.
August 2021 zugegangen ist. Jedenfalls die Schreiben des Angeklagten vom 27. August 2021, die erst am 31. August
2021 und am 1. September 2021 beim Bundesgerichtshof eingegangen sind, waren nach der Darstellung von
Rechtsanwéltin G. nicht fristgerecht eingegangen und damit unbeachtlich.

b) Mit dem am 28. August 2021 eingegangenen Schriftsatz von Rechtsanwaltin G. wird eine Gehérsverletzung auch nicht
schliissig dargetan. Insbesondere wird nicht geltend gemacht, der Senat habe Vorbringen der Revision nicht in Betracht
gezogen oder in anderer Weise das Gehor des Angeklagten verletzt; vielmehr wird lediglich - rechtsirrig - beanstandet,
der Senat habe durch Verwerfung der Revision des Angeklagten als unbegriindet nicht gleichzeitig Uber die von
Rechtsanwaltin G. - noch als Pflichtverteidigerin - eingelegte Revision entschieden, weil insoweit die Revision nach dem
Antrag des Generalbundesanwalts als unzuldssig hatte verworfen werden missen. Der Senatsbeschluss sei insoweit zu
ergénzen. Die Beanstandung einer Gehdrsverletzung liegt hierin nicht.

3. Die Anhérungsriige ware auch unbegrindet; der Verurteilte ist nicht in seinem Anspruch auf rechtliches Gehor (Art.
103 Abs. 1 Satz 2 GG) verletzt.

Der Senat hat fur seinen Verwerfungsbeschluss weder in einer Art. 103 Abs. 1 Satz 2 GG widersprechenden Weise
Verfahrensstoff verwertet, zu dem der Verurteilte nicht gehért worden wére, noch hat er bei der Entscheidung zu
beriicksichtigendes Vorbringen des Verurteilten Ubergangen. Insbesondere waren die in der Revisionsbegriindung von
Rechtsanwéltin G. angesprochenen Gesichtspunkte, soweit sie aufgrund der noch vor der Beratung eingegangenen
Gegenerklarung des Angeklagten vom 7. Juli 2021 zur Antragsschrift des Generalbundesanwalts, wonach er sich die
Revisionsbegriindung von Rechtsanwéltin G. zu eigen mache, zu beriicksichtigen waren, Gegenstand der Beratung. Aus
dem Umstand, dass der Beschluss nach § 349 Abs. 2 StPO nicht begriindet ist, ergibt sich nichts Anderes (vgl. BVerfG
[3. Kammer des Zweiten Senats], Beschluss vom 30. Juni 2014 - 2 BvR 792/11 mwN; EGMR, Entscheidung vom 13.
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Februar 2007 - 15073/03; BGH, Beschluss vom 12. November 2013 - 3 StR 135/13 Rn. 3).

4. Soweit die Verteidigung im Schreiben vom 28. Dezember 2021 die Anhdrungsriige ,ersatzweise” als Gegenvorstellung
verstanden wissen will, ist der Rechtsbehelf bereits unstatthaft (vgl. BGH, Beschluss vom 13. Marz 2012 - 2 StR 19/12).

5. Die Kostenentscheidung erfolgt aus einer entsprechenden Anwendung des § 465 Abs. 1 StPO.

2/2



	Rechtsprechung (hrr-strafrecht.de)
	BGH 1 StR 203/21 - Beschluss vom 26. Januar 2022 (LG München I)
	Anhörungsrüge.   § 356a StPO
	Entscheidungstenor
	Gründe



